
 

 

 
 

Kantonsratsbeschluss 
 Vom 08.11.2022 
 
 

Nr. SGB 0135/2022  
 

Vernehmlassung an die Staatspolitische Kommission des Ständerats zu den Standes-

initiativen «Teilnahme am Parlamentsbetrieb während dem Mutterschaftsurlaub» 

  

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 76 Absatz 1 Buchstabe h) und Artikel 76 Ab-
satz 2 der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 19861 sowie § 94 des Geschäftsregle-
ments des Kantonsrates von Solothurn vom 10. September 19912, nach Kenntnisnahme von Be-
richt und Antrag der Ratsleitung vom 6. September 2022, beschliesst: 

1. Der Kantonsrat nimmt Kenntnis vom Schreiben der Staatspolitischen Kommission des 
Ständerats vom 22. August 2022. 

2. Die diesem Beschluss beigelegte, von der Ratsleitung ausgearbeitete Vernehmlassungs-
antwort an die Staatspolitische Kommission des Ständerats wird beraten und beschlos-
sen.  

3. Die Parlamentsdienste werden mit der Übermittlung der Vernehmlassungsantwort an 
die Bundesverwaltung beauftragt.  

4. Der Auftrag A 124/2022 Standesinitiative «Teilnahme am Parlamentsbetrieb während 
dem Mutterschaftsurlaub» wird als erledigt abgeschrieben. 

 
 
Im Namen des Kantonsrats 
Nadine Vögeli Markus Ballmer 
Präsidentin Ratssekretär 
 
 

Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 

 
 

Verteiler 

Staatskanzlei 
Ratsleitung 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste (2136/2022)  
 
Beilage: Vernehmlassungsantwort 

 

1) BGS 111.1. 
2)  BGS 121.2 
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Parlamentsdienste  
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via E-Mail: 

andrea.kuenzli@bsv.admin.ch 

Bundesamt für Sozialversicherungen 

 8. November 2022 bal 

Standesinitiativen 19.311, 20.313, 20.323, 21.311 betr. Ausübung des Parlamentsmandats während des 

Mutterschaftsurlaubs; Vernehmlassung des Kantonsrats Solothurn 

Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 22. August 2022 und danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur 

Gesetzesänderung vernehmen zu lassen. Gerne äussert sich der Kantonsrat von Solothurn, welcher gestützt 

auf § 94 des Geschäftsreglements1 die vorliegende Antwort mit Beschluss SGB 135/2022 verabschiedet hat, 

wie folgt dazu:  

 

A. Generelle Aspekte zur Vernehmlassungsvorlage 

Der Kanton Solothurn erachtet eine Anpassung von Artikel 16d Absatz 3 des Erwerbsersatzgesetzes vom  

25. September 1952 (SR 834.1) als überfällig: Die geltende Regelung führte in der Vergangenheit immer wieder 

zu stossenden Ergebnissen bei Kantonsrätinnen, die während ihres Mutterschaftsurlaubs vom Ratsbetrieb 

ausgeschlossen wurden, um einen Verlust ihres Anspruchs auf Erwerbsersatz ihrer hauptberuflichen 

Erwerbstätigkeit zu verhindern. Die bundesrechtliche Lösung stiess bei den Betroffenen wie auch bei ihren 

Ratskolleginnen und –kollegen auf grosses Unverständnis und wurde als nicht nachvollziehbar erachtet. 

 

Zeugnis dieses Unbehagens ist ein am 6. Juli 2022 eingereichter und von rund der Hälfte der 

Kantonsratsmitglieder unterzeichneter parlamentarischer Auftrag, welcher die Kantonsregierung beauftragte, 

eine Standesinitiative mit folgendem Inhalt einzureichen: «Die Bundesgesetzgebung soll so angepasst werden, 

dass Frauen ihre politischen Parlamentsmandate (auf allen drei staatspolitischen Ebenen) während des 

Mutterschaftsurlaubs wahrnehmen können, ohne die Mutterschaftsentschädigung und den Mutter-schutz zu 

verlieren.».  

 

Die Ratsleitung stellte sich in ihrer Stellungnahme vom 8. August 2022 hinter das Anliegen und beantragte 

dem Kantonsrat eine Erheblicherklärung des Vorstosses (siehe Beilage).  

 

  

 

1 Geschäftsreglement des Kantonsrates von Solothurn vom 10. September 1991 (BGS 121.2) 
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In der Begründung und Beantwortung des Vorstosses wurden folgende Aspekte hervorgehoben: 

• Das geltende Recht ist eine (zusätzliche) Hürde, um (heute unterrepräsentierte) junge Frauen für 

politische Ämter zu motivieren. 

• Die Legitimation von Beschlüssen des Parlaments wird geschmälert, wenn eine bestimmte Gruppe 

von Personen systematisch (temporär) vom Parlamentsbetrieb ausgeschlossen wird. 

• Bestimmungen in einem Zuständigkeitsbereich der Kantone (Organisation des Parlamentsbetriebs, 

insbesondere Amts- und Teilnahmepflichten) werden durch Bundessozialversicherungsrecht faktisch 

ausgehebelt. 

• Kantone und Gemeinden sind besonders stark von den Auswirkungen der gegenwärtigen Rechtslage 

betroffen, weil Mandatsträgerinnen auf Kantons- und Gemeindeebene – im Unterschied zu 

Bundesparlamentarierinnen – im Falle eines Wegfalls der Erwerbsersatzentschädigung ihren 

existenziellen Bedarf nicht aus der Entschädigung aus dem Parlamentsmandat decken können. 

 

Mit der Einleitung des vorliegenden Vernehmlassungsverfahrens erübrigt sich zwar die Einreichung einer 

Standesinitiative durch den Kanton Solothurn. Trotzdem wird an dieser Stelle mit Nachdruck auf die dringende 

Notwendigkeit einer Änderung des geltenden Rechts, das zu stossenden Ergebnissen führt und Unverständnis 

hervorruft, hingewiesen.  

 

B. Stellungnahme zu den Varianten 

Der Kanton Solothurn spricht sich für die Variante der Kommissionsminderheit (Caroni, Bauer, Chiesa, Minder) 

aus. Konsequenterweise soll die gesamte Tätigkeit in Zusammenhang mit einem parlamentarischen Mandat 

von der neu zu schaffenden Ausnahmeregelung von Artikel 16d Absatz 3 EOG erfasst werden. Es soll in Bezug 

auf den Wegfall des Entschädigungsanspruchs keinen Unterschied machen, ob jemand an einer Plenar- oder 

Kommissionssitzung teilnimmt. 

 

Wegweisend sind diesbezüglich folgende Überlegungen: 

• Eine Trennung zwischen Kommissions- und Plenartätigkeit im Gesetz ist nicht sinnvoll, weil die beiden 

Tätigkeiten in der Praxis stark miteinander zusammenhängen: In den Kommissionen werden oftmals 

gewichtige Vorentscheidungen gefällt. Wenn sich jemand in den Kommissionen weiterhin nicht 

einbringen darf, kann das Parlamentsmandat nicht «vollwertig» ausgeübt werden. Dies steht jedoch 

in Widerspruch zum in Ziffer 1.3 der Botschaft formulierten Anliegen, wonach die Ausübung des 

politischen Mandats bei Müttern nach der Geburt des Kindes nicht erschwert werden soll. 

• Die von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagene Regelung schafft weiterhin eine 

Ungleichbehandlung in den Kantonen, weil es unter den Kantonen gewichtige Unterschiede in der 

Ausgestaltung der Kompetenzen der Kommissionen und dem Verhältnis von Kommissions- und 

Plenartätigkeit gibt. Mit der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Lösung würden für 

Mütter während dem Mutterschaftsurlaub kantonal unterschiedliche Teilnahmemöglichkeiten am 

Parlamentsbetrieb entstehen – was ebenfalls einem Anliegen der Vorlage der kantonalen 

Vereinheitlichung widerspricht (Ziff. 1.3 der Botschaft). 

• Möglicherweise wären sich Mandatsträgerinnen des Unterschieds der Teilnahme an Plenar- und 

Kommissionssitzungen in Bezug auf den Verlust der Mutterschaftsentschädigung nicht bewusst – 

insbesondere, wenn Kommissionssitzungen in Pausen von Plenarsitzungen stattfinden. Es besteht das 

Risiko, dass Parlamentarierinnen dadurch «versehentlich» ihren Anspruch verlieren. 

• Die Standesinitiativen sprechen klar von «parlamentarischem Mandat» in einer umfassenden Weise; 

eine Einschränkung des neuen Rechts auf «Plenarsitzungen» setzt die Standesinitiativen nicht 

vollständig um.  
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C. Änderungsvorschläge zur Vorlage 

Der Kantonsrat von Solothurn regt überdies folgende Änderungen an: 

• Die Neufassung von Artikel 16d Absatz 3 EOG soll nicht ausschliesslich auf Rats- und 

Kommissionssitzungen beschränkt sein, sondern generell auf alle Sitzungen von Organen des 

Parlaments ausgeweitet werden. Damit ist sichergestellt, dass auch Sitzungen von Ausschüssen der 

Kommissionen miterfasst sind. Zudem sollten auch Fraktionssitzungen, die zur Vorbereitung von 

Ratssitzungen dienen und für die insbesondere im Kanton Solothurn Sitzungsgelder bezahlt werden, 

ebenfalls von der Regelung erfasst werden. 

• In der Botschaft sollte stärker auf die Problematik in den Kantonen eingegangen werden – 

insbesondere auf den Umstand, dass die Folgen des Verlusts des Anspruchs auf Erwerbsersatz bei 

kantonalen Parlamentarierinnen – aufgrund des sehr geringen Sitzungsgeldes – existenziell sind und 

die Kantone somit ein grosses Interesse an der Änderung der Rechtslage haben. 

 

D. Fazit 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Kanton Solothurn eine Änderung von Artikel 16d 

Absatz 3 des Erwerbsersatzgesetzes vom 25. September 1952 (SR 834.1) als überfällig betrachtet. Die in der 

Vernehmlassung vorgeschlagenen Varianten werden insgesamt als zu wenig weitgehend erachtet und es wird 

in Bezug auf die neue Regelung vorgeschlagen, den Erwerbsersatzanspruch bei sämtlichen Tätigkeiten in 

Zusammenhang mit einem Parlamentsmandat auf Bundes-, Kantons- oder Gemeindebene nicht enden zu 

lassen – wie dies auch in den der Revisionsvorlage zugrundeliegenden Standesinitiativen gefordert wurde. 

 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Im Namen des Kantonsrats von Solothurn 

 
Nadine Vögeli 

Kantonsratspräsidentin 

 
Markus Ballmer 

Ratssekretär 

 

 

 

Kopie an: Staatskanzlei 

Beilage: erwähnt 

 



 

 

 
 

Beschluss der Ratsleitung vom 8. August.2022 

 

  

 KR.Nr. A 0124/2022 (KR) 

Auftrag fraktionsübergreifend: Standesinitiative zu "Teilnahme am Parlamentsbetrieb 

während dem Mutterschaftsurlaub" (06.07.2022)  

Stellungnahme der Ratsleitung 

  

1. Auftragstext 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, dem Kantonsrat eine Standesinitiative mit folgendem 
Wortlaut zu unterbreiten: «Die Bundesgesetzgebung soll so angepasst werden, dass Frauen ihre 
politischen Parlamentsmandate (auf allen drei staatspolitischen Ebenen) während des Mutter-
schaftsurlaubs wahrnehmen können, ohne die Mutterschaftsentschädigung und den Mutter-
schutz zu verlieren.». 

2. Begründung 

In einem Bundesgerichtsurteil wurde entschieden, dass Parlamentarierinnen im Mutterschafts-ur-
laub ihren Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung aus dem Hauptberuf verlieren, wenn sie 
während des Mutterschaftsurlaubs ein politisches Amt ausüben.  

Die Bestimmungen des Mutterschutzes und der Mutterschaftsentschädigung sind wichtige Errun-
genschaften, die nicht gefährdet werden dürfen. 

Diese Auslegung des Bundesgerichtes ist jedoch nicht mehr zeitgemäss und entspricht in keiner 
Weise dem Ideal unseres politischen Milizsystems. Parlamentarische Arbeit wird kaum aus einem 
finanziellen Anreiz heraus geleistet, sondern als Beitrag zum Funktionieren unserer direkten De-
mokratie. Der Wählerauftrag und die Amtspflicht sind hier höher zu gewichten als versicherungs-
technische Fragestellungen. Das Urteil schafft eine zusätzliche Hürde, um junge Frauen zu moti-
vieren, in politischen Ämtern aktiv zu werden. Frauen und junge Menschen sind auf allen 
politischen Ebenen nach wie vor deutlich unterrepräsentiert und die Bestrebungen der Parteien, 
dies zu ändern, werden mit diesem Urteil weiter erschwert. Um das politische Kräfte-verhältnis 
nicht zu verschieben, müssten Parteien faktisch jungen Müttern einen Rücktritt vom politischen 
Amt nahelegen.  

Die Einschränkungen, die sich aus dem Urteil ergeben, wirken sich auf kommunaler und kanto-
naler Ebene noch deutlich stärker aus, da hier die Entschädigung in keinem Fall als Haupterwerb 
dienen können. Der politische Betrieb ist entsprechend so organisiert, dass der Hauptberuf mit 
möglichst wenigen Einschränkungen weiter ausgeführt werden kann. Eine Teilnahme von jungen 
Müttern am parlamentarischen Betrieb beschränkt sich auf wenige Absenzen und gefährdet da-
her weder den arbeitsrechtlichen Mutterschutz noch das Kindeswohl.  

Mit der geltenden Regelung gemäss Bundesrecht ist es für die Kantone und Gemeinden unmög-
lich, pragmatische individuelle Lösungen für junge Mütter zu finden. Daher fordern wir mit dieser 
Standesinitiative eine Anpassung der Bundesgesetzgebung, um diesen unbefriedigenden Zustand 
möglichst rasch zu beseitigen und damit unser Milizsystem zu stärken. 
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3. Stellungnahme der Ratsleitung 

Das Anliegen des Auftrags steht in Zusammenhang mit der Ausübung des Kantonsratsmandats 
und damit einer ratseigenen Angelegenheit im Sinn von § 10 Absatz 1 Buchstabe d) des Kantons-
ratsgesetzes1. Die Zuständigkeit für Beantwortung des Vorstosses liegt somit bei der Ratsleitung. 

Wie die Urheberinnen und Urheber des Vorstosses richtig ausführen, geht es beim Vorstoss um 
eine bundesrechtliche Angelegenheit: Der Verlust des Anspruchs auf eine Mutterschaftsentschä-
digung aufgrund der Ausübung des Parlamentsmandats während des Mutterschaftsurlaubs ist 
durch geltendes Bundessozialversicherungsrecht bedingt, namentlich die Artikel 16d des Erwerbs-
ersatzgesetzes2 sowie Artikel 25 der Erwerbsersatzverordnung3. Hintergrund ist die Gleichsetzung 
der Parlamentstätigkeit mit dem (bundesrechtlichen) Begriff der Erwerbstätigkeit gemäss Er-
werbsersatzgesetz, wie in einem jüngst ergangenen und zur Publikation vorgesehenen Urteil des 
Bundesgerichts bestätigt wird4. Insoweit besteht keine Möglichkeit, die Rechtslage mittels Anpas-
sung von kantonalen Bestimmungen (z.B. Kantonsratsgesetz) zu verändern, weshalb die Standes-
initiative vorliegend das adäquate Instrument ist, um dem Anliegen zum Durchbruch zu verhel-
fen. 

Inhaltlich hat sich die Ratsleitung vor Einreichung des Vorstosses, anlässlich der Sitzung vom  
28. Juni 2022 mit der Thematik sowie den Konsequenzen des zuvor angesprochenen Bundesge-
richtsurteils detailliert auseinandergesetzt. Unisono wird die derzeit geltende Rechtslage als stos-
send und problematisch in Bezug auf die kantonalen Teilnahmerechte und –pflichten gemäss 
Kantonsratsgesetz, die aufgrund von Bundessozialversicherungsrecht faktisch ausgehebelt wer-
den, erachtet. Die Ratsleitung steht somit hinter dem Anliegen des vorliegenden Vorstosses und 
teilt die in der Begründung aufgeführten Gründe vollumfänglich. Das Anliegen ist berechtigt, 
dessen Erfüllung vordringlich. 

Es stellt sich einzig die Frage, ob die Einreichung einer Standesinitiative im jetzigen Zeitpunkt und 
angesichts der Entwicklungen auf Bundesebene aus verfahrensökonomischer Sicht noch sinnvoll 
ist: In den letzten drei Jahren sind vier Kantone mit entsprechenden (nahezu gleichlautenden) 
Standesinitiativen auf Bundesebene vorstellig geworden, in der Zwischenzeit hat die vorbera-
tende Kommission allen Standesinitiativen Folge gegeben und die parlamentarische Beratung 
steht demnächst an5. Insoweit stellt sich die Frage nach dem Mehrwert einer weiteren Standesini-
tiative. 

Wie die nachfolgenden Gründe zeigen, erweist sich eine Standesinitiative des Kantons Solothurn 
auch im jetzigen Zeitpunkt als hilfreich, um dem Anliegen zum Durchbruch zu verhelfen: Eine 
weitere Standesinitiative erhöht den Druck auf den Bundesgesetzgeber, die Rechtslage schnellst-
möglich zu verändern. Dieser (politische) Druck ist notwendig, weil die Gefahr besteht, dass Nati-
onal- und Ständerat die Thematik «Mandatsausübung während des Mutterschaftsurlaubs» nur 
aus ihrer bundesrechtlichen Optik anschauen und die kantonale Situation unberücksichtigt bleibt.  

Dies ist insofern problematisch, als die Auswirkungen der heutigen Rechtslage kantonale Parla-
mentarierinnen weitaus stärker treffen als Bundesparlamentarierinnen: Bei Bundesparlamenta-
rierinnen betrifft der Verlust der Mutterschaftsentschädigung einen Erwerbsersatz eines Neben-

erwerbs, während es bei kantonalen Parlamentarierinnen um den Erwerbsersatz des 
Haupterwerbs geht. Bundesparlamentarierinnen sind – neben ihrem Parlamentsmandat – entwe-

 _______________  

1 Kantonsratsgesetz vom 24. September 1989 (BGS 121.1) 
2 Bundesgesetz vom 25. September 1952 über den Erwerbsersatz (EOG; SR 834.1) 
3 Erwerbsersatzverordnung vom 24. November 2004 (EOV; SR 834.11) 
4 BGer 9C_469/2021 vom 8. März 2022 
5 Standesinitiative 19.311 des Kantons Zug «Politisches Mandat auch bei Mutterschaft. Änderung der Bundesgesetzgebung» vom 

4.9.2019; Standesinitiative 20.313 des Kantons Basel-Landschaft «Teilnahme an Parlamentssitzungen während des Mutter-
schaftsurlaubs» vom 4.6.2020; Standesinitiative 20.323 des Kantons Luzern «Politikerinnen im Mutterschaftsurlaub» vom 
8.7.2020; Standesinitiative 21.311 des Kantons Basel-Stadt «Wahrnehmung des Parlamentsmandates während des Mutter-
schaftsurlaubs» vom 27.4.2021 
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der gar nicht oder nur in einem kleinen Teilzeitpensum erwerbstätig, während kantonale Parla-

mentarierinnen in der Regel in einem höheren Pensum erwerbstätig sind und diese berufliche 

Tätigkeit die Haupterwerbsquelle bildet. So können Bundesparlamentarierinnen ihre Existenz mit 

den Vergütungen aus der parlamentarischen Tätigkeit decken, während dies bei kantonalen Par-

lamentarierinnen nicht möglich ist.  

Anders ausgedrückt ist somit die heutige Rechtslage – bzw. der Verlust der Mutterschaftsentschä-

digung für die neben dem Mandat ausgeübte Erwerbstätigkeit – für eine Bundesparlamentarierin 

– wenn auch unter gesellschaftspolitischen Gesichtspunkten äusserst problematisch und anachro-

nistisch – wirtschaftlich verkraftbar, währenddem dies bei Kantonalparlamentarierinnen nicht der 

Fall ist. Aus der Vergütung eines kantonalen Parlamentsmandats lässt sich der Lebensunterhalt 

nicht bestreiten. Für kantonale Parlamentarierinnen ist somit – im Unterschied zu Bundesparla-

mentarierinnen – der Erwerbsersatz für die berufliche Tätigkeit existenziell, weshalb die heutige 

Rechtslage faktisch einem Verbot der Mandatsausübung während dem Mutterschaftsurlaub 

gleichkommt. 

Insoweit geht es beim vorliegenden Vorstoss – neben wichtigen und unerlässlichen gesellschafts-

politischen Anliegen – auch um gewichtige, spezifische kantonale Anliegen, die für den Kanton 

Solothurn mit sehr geringen Entschädigungen aus der parlamentarischen Tätigkeit6 und grosser 

Abhängigkeit der Parlamentarierinnen von einem Haupterwerb bzw. Erwerbsersatz von grosser 

Wichtigkeit sind. Wie Antworten auf frühere Vorstösse zeigen, wurden diese kantonalrechtlichen 

Besonderheiten in der bundesrechtlichen Debatte bisher zu wenig berücksichtigt7. Insoweit er-

scheint es unerlässlich, dass ein weiterer Kanton – insbesondere gerade nach dem jüngst ergan-

genen Bundesgerichtsentscheid – auf Bundesebene vorstellig wird und die spezifische kantonal-

rechtliche Problematik in die Diskussion auf Bundesebene einbringt – und zwar unabhängig 

davon, dass die Diskussion bereits angestossen ist. 

In diesem Sinne beantragt die Ratsleitung Erheblicherklärung des Auftrags, um so im Einverneh-

men mit dem Regierungsrat dem Kantonsrat einen Entwurf zu einer Standesinitiative (Sachge-

schäft) vorlegen zu können. 

4. Antrag der Ratsleitung 

Erheblicherklärung. 

 

 

Im Namen der Ratsleitung 

   

Nadine Vögeli Markus Ballmer 

Kantonsratspräsidentin Ratssekretär 

 

 

 ________________  

6 vgl. Ergebnisse aus der innerkantonalen Umfrage in Zusammenhang mit der Beantwortung der Interpellation aus dem Kanton 
Zug betreffend das Kantonsparlament und sein Milizsystem (Vorlage Nr. 3369.1 – 16862) 

7 vgl. Stellungnahme des Bundesrates vom 27.2.2019 auf die Interpellation 18.4390 Arslan Sibel «Verlust der Mutterschaftsent-
schädigung bei der Teilnahme an Parlamentssitzungen» 
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Verteiler 

Regierungsrat 
Staatskanzlei 
Parlamentsdienste 
Traktandenliste Kantonsrat 
 


